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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS (Siebte Kammer)

5. Mai 2015*

»Gemeinsame AufSen- und Sicherheitspolitik — Restriktive MafSnahmen gegen Iran zur Verhinderung
der nuklearen Proliferation — Einfrieren von Geldern — Begriindungspflicht — Beurteilungsfehler —
Einrede der Rechtswidrigkeit — Recht auf wirtschaftliche Betiatigung — Eigentumsrecht — Schutz der
offentlichen Gesundheit, der Sicherheit und der Umwelt — Vorsorgegrundsatz —
Verhiltnisméfligkeit — Verteidigungsrechte®

In der Rechtssache T-433/13

Petropars Iran Co. mit Sitz auf Kish Island (Iran),

Petropars Oilfields Services Co. mit Sitz auf Kish Island,

Petropars Aria Kish Operation and Management Co. mit Sitz in Teheran (Iran),
Petropars Resources Engineering Kish Co. mit Sitz in Teheran,

Prozessbevollméchtigte: S. Zaiwalla, P. Reddy, Z. Burbeza, Solicitors, R. Blakeley, G. Beck, Barristers,
und M. Brindle, QC,

Klagerinnen,

gegen
Rat der Europiischen Union, vertreten durch V. Piessevaux und M. Bishop als Bevollméchtigte,

Beklagter,

wegen zum einen Nichtigerklairung des Beschlusses 2013/270/GASP des Rates vom 6. Juni 2013 zur
Anderung des Beschlusses 2010/413/GASP iiber restriktive Mafinahmen gegen Iran (ABL L 156,
S. 10) sowie der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 522/2013 des Rates vom 6. Juni 2013 zur
Durchfithrung der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 iber restriktive Mafinahmen gegen Iran
(ABL L 156, S. 3) und zum anderen Erklirung der Nichtanwendbarkeit von Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢
des Beschlusses 2010/413/GASP des Rates vom 26. Juli 2010 iiber restriktive MafSinahmen gegen Iran
und zur Authebung des Gemeinsamen Standpunkts 2007/140/GASP (ABL L 195, S. 39) sowie von
Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates vom 23. Mirz 2012 iiber
restriktive MafSnahmen gegen Iran und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 961/2010 (ABI. L 88,
S. 1)

erlasst

* Verfahrenssprache: Englisch.
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DAS GERICHT (Siebte Kammer)

unter Mitwirkung des Prasidenten M. Jaeger sowie der Richter M. van der Woude (Berichterstatter)
und E. Buttigieg,

Kanzler: C. Kristensen, Verwaltungsritin,
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 19. November 2014

folgendes

Urteil

Vorgeschichte des Rechtsstreits

Die Klagerinnen Petropars Iran Co. (im Folgenden: PPI), Petropars Oilfields Services Co. (im
Folgenden: POSCO), Petropars Aria Kish Operation & Management Co. (im Folgenden: POMC) und
Petropars Resources Engineering Kish Co. (im Folgenden: PRE) sind iranische Gesellschaften, die ihre
Tétigkeiten in den Bereichen Erdol, Gas und Petrochemie ausiiben.

Hintergrund dieser Rechtssache sind die restriktiven MafSnahmen, die eingefiihrt wurden, um auf die
Islamische Republik Iran Druck auszuiiben, damit sie proliferationsrelevante nukleare Tatigkeiten zur
Entwicklung von Trégersystemen fiir Kernwaffen einstellt.

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (im Folgenden: Sicherheitsrat) nahm am 9. Juni 2010 die
Resolution 1929 (2010) (im Folgenden: UNSCR 1929 [2010]) an, durch die der Geltungsbereich der
mit den Resolutionen 1737 (2006), 1747 (2007) und 1803 (2008) verhéngten restriktiven Mafsnahmen
ausgeweitet wird und weitere restriktive Mafinahmen gegen die Islamische Republik Iran eingefiihrt
werden.

Der Europidische Rat brachte am 17. Juni 2010 seine wachsende Besorgnis itiber das iranische
Nuklearprogramm zum Ausdruck und begriifite die Annahme der UNSCR 1929 (2010). Unter
Hinweis auf seine Erklirung vom 11. Dezember 2009 ersuchte er den Rat der Europdischen Union,
Mafsnahmen zur Umsetzung der in der UNSCR 1929 (2010) vorgesehenen Mafinahmen sowie
Begleitmafinahmen zu erlassen, damit alle noch bestehenden Bedenken in Bezug auf die Entwicklung
sensibler Technologien durch die Islamische Republik Iran zur Unterstiitzung ihrer Nuklear- und
Tragerraketenprogramme auf dem Verhandlungsweg ausgeraumt werden konnten. Diese MafSnahmen
sollten sich auf folgende Bereiche beziehen: den Handel, den Finanzsektor, den iranischen
Verkehrssektor, Schliisselbranchen der Gas- und Olindustrie sowie zusitzlich benannte Personen und
Einrichtungen, insbesondere das Korps der Islamischen Revolutionsgarden.

Am 26. Juli 2010 nahm der Rat den Beschluss 2010/413/GASP tiber restriktive Mafinahmen gegen Iran
und zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2007/140/GASP (ABIL. L 195, S. 39) an, in dessen
Anhang II die Namen der Personen und Einrichtungen — neben denen, die vom Sicherheitsrat oder
von dem mit der Resolution 1737 (2006) eingesetzten Sanktionsausschuss benannt wurden und in
Anhang I erfasst sind — aufgefiihrt sind, deren Gelder eingefroren werden. Der 22. Erwdgungsgrund
dieses Beschlusses bezieht sich auf die UNSCR 1929 (2010) und stellt fest, dass in dieser Resolution
von dem potenziellen Zusammenhang zwischen den Einnahmen, die die Islamische Republik Iran aus
ihrem Energiesektor bezieht, und der Finanzierung ihrer proliferationsrelevanten nuklearen
Tatigkeiten Kenntnis genommen werde.
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Am 23. Januar 2012 nahm der Rat den Beschluss 2012/35/GASP zur Anderung des Beschlusses
2010/413 (ABL L 19, S. 22) an. Aus dem 13. Erwigungsgrund ergibt sich, dass die
Einreisebeschrdnkungen und das Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen auf weitere
Personen und Einrichtungen, die die iranische Regierung unterstiitzen, indem sie ihr
proliferationsrelevante nukleare Tétigkeiten oder die Entwicklung von Tragersystemen fiir Kernwaffen
ermoglichen, insbesondere auf Personen und Einrichtungen, die finanzielle, logistische oder materielle
Unterstiitzung fiir diese Regierung bereitstellen, Anwendung finden sollten.

Durch Art. 1 Abs. 7 Buchst. a Ziff. ii des Beschlusses 2012/35 wurde Art. 20 Abs. 1 des Beschlusses
2010/413 folgender Buchstabe angefiigt, der vorsieht, dass die Gelder der nachstehenden Personen
und Einrichtungen eingefroren werden:

»C) weitere, nicht in Anhang I erfasste Personen und Einrichtungen, die die Regierung Irans
unterstiitzen, und mit ihnen verbundene Personen und Einrichtungen geméafd der Auflistung in
Anhang II*

Dementsprechend nahm der Rat am 23. Mirz 2012 die Verordnung (EU) Nr. 267/2012 tiber restriktive
Mafsnahmen gegen Iran und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 961/2010 (ABIL. L 88, S. 1) an.
Zur Durchfithrung von Art. 1 Abs. 7 Buchst. a Ziff. ii des Beschlusses 2012/35 sieht Art. 23 Abs. 2
dieser Verordnung das Einfrieren der Gelder der in ihrem Anhang IX aufgefiihrten Personen,
Organisationen und Einrichtungen vor, in Bezug auf die festgestellt wurde, dass sie

»d) sonstige Personen, Organisationen oder Einrichtungen sind, die die iranische Regierung
beispielsweise finanziell, logistisch oder materiell unterstiitzen, oder Personen und
Organisationen, die mit ihnen in Verbindung stehen®.

Der Rat nahm am 15. Oktober 2012 den Beschluss 2012/635/GASP zur Anderung des Beschlusses
2010/413 (ABL L 282, S. 58) an. Im 16. Erwédgungsgrund dieses Beschlusses heifit es, dass weitere
Personen und Einrichtungen in die Liste der Personen und Einrichtungen, die geméf3 Anhang II des
Beschlusses 2010/413 restriktiven MafSnahmen unterliegen, aufgenommen werden sollten,
insbesondere Einrichtungen, deren Geschiftstitigkeit im Ol- und Gasbereich liegt und die sich im
Eigentum des iranischen Staates befinden, da diese Einrichtungen eine wesentliche Einnahmequelle
des iranischen Staates sind.

Durch Art. 1 Abs. 8 Buchst. a des Beschlusses 2012/635 wurde Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses
2010/413 gedndert. Diese Bestimmung sieht nun vor, dass restriktive MafSnahmen verhdngt werden

gegen

»¢) andere Personen und Einrichtungen, die nicht unter Anhang I fallen, die die Regierung des Iran
unterstiitzen, und Einrichtungen, die in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle stehen oder
Personen und Einrichtungen, die mit ihnen in Verbindung stehen; diese sind in Anhang II
aufgefiihrt"”.

Mit Art. 2 des Beschlusses 2012/635 wurden in Anhang II des Beschlusses 2010/413 die Namen der
benannten Einrichtung National Iranian Oil Co. (im Folgenden: NIOC), weil diese eine staatliche
iranische Einrichtung ist, die Finanzmittel fiir die Regierung Irans bereitstellte, sowie der benannten
Einrichtung Naftiran Intertrade Co. (im Folgenden: NICO), die zu 100 % im Eigentum von NIOC
steht, und der benannten Einrichtung Petropars Ltd (im Folgenden: PPL), ein Tochterunternehmen
von NICO, aufgenommen.

ECLILLEU:T:2015:255 3
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Dementsprechend erlief der Rat am selben Tag die Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 945/2012 zur
Durchfithrung der Verordnung Nr. 267/2012 (ABlL. L 282, S. 16). Art. 1 dieser
Durchfithrungsverordnung nahm die Namen der benannten Einrichtungen NIOC, NICO und PPL in
Anhang IX der Verordnung Nr. 267/2012 jeweils aus denselben Griinden, die im Beschluss 2012/635
genannt wurden, auf.

Am 21. Dezember 2012 erlieff der Rat die Verordnung (EU) Nr. 1263/2012 zur Anderung der
Verordnung Nr. 267/2012 (ABlL. L 356, S. 34). Art. 1 Abs. 11 dieser Verordnung é&nderte Art. 23
Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012, der somit das Einfrieren der Gelder der in ihrem
Anhang IX aufgefithrten Personen, Organisationen und Einrichtungen vorsieht, in Bezug auf die
festgestellt wurde, dass sie

»d) sonstige Personen, Organisationen oder Einrichtungen sind, die die iranische Regierung
beispielsweise materiell, logistisch oder finanziell unterstiitzen, oder Organisationen, die in ihrem
Eigentum oder unter ihrer Kontrolle stehen, oder Personen, die mit ihnen in Verbindung stehen”.

Am 6. Juni 2013 nahm der Rat den Beschluss 2013/270/GASP zur Anderung des Beschlusses 2010/413
(ABL. L 156, S. 10, im Folgenden: angefochtener Beschluss) an. Durch Art. 1 des angefochtenen
Beschlusses wurden die Namen der Klagerinnen in Anhang II des Beschlusses 2010/413 mit der Liste
der ,Personen und Einrichtungen, die an nuklearen Titigkeiten oder Tdtigkeiten im Zusammenhang
mit ballistischen Raketen beteiligt sind, und Personen und Einrichtungen, die die Regierung Irans
unterstiitzen®, aufgenommen.

Infolgedessen erlief3 der Rat am selben Tag die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 522/2013 zur
Durchfithrung der Verordnung Nr. 267/2012 (ABL L 156, S. 3; im Folgenden: angefochtene
Verordnung). Durch Art. 1 dieser Verordnung wurden die Namen der Kldgerinnen in Anhang IX der
Verordnung Nr. 267/2012 mit der Liste der ,Personen und Einrichtungen, die an nuklearen
Tatigkeiten oder Titigkeiten im Zusammenhang mit ballistischen Flugkorpern beteiligt sind, sowie
[der] Personen und Einrichtungen, die die iranische Regierung unterstiitzen®, aufgenommen.

PPI wurde durch den angefochtenen Beschluss und die angefochtene Verordnung (im Folgenden
zusammen: angefochtene Rechtsakte) in die Liste in Anhang II des Beschlusses 2010/413 sowie in
diejenige des Anhangs IX der Verordnung Nr. 267/2012 (im Folgenden zusammen: Listen)
aufgenommen, weil sie ein ,Tochterunternehmen der bezeichneten Einrichtung Petropars Ltd“ sei.
Fir die drei anderen Klagerinnen gab der Rat als Begriindung an: ,Tochterunternehmen der
bezeichneten Einrichtung [PPI]*.

Die angefochtenen Rechtsakte wurden den Kldgerinnen mit Schreiben vom 10. Juni 2013 tibermittelt.

Mit Schreiben vom 7. August 2013 fochten die Klagerinnen die gegeniiber ihnen erlassenen
restriktiven MafSnahmen an und beantragten beim Rat, die Rechtsgrundlage fiir ihre jeweilige
Eintragung zu prézisieren, die Griinde darzulegen, die diese Eintragung gerechtfertigt hitten, Kopien
aller Informationen und Beweise vorzulegen, auf die er sich gestiitzt habe, um die angefochtenen
Rechtsakte zu erlassen, sowie aller in seiner Akte befindlichen Dokumente. AufSerdem wird in diesem
Schreiben hervorgehoben, dass diese Rechtsakte nur gegeniiber PPI bekannt gegeben worden seien.

Am 12. August 2013 bestitigte der Rat den Erhalt des Schreibens der Kldgerinnen vom 7. August 2013
und teilte mit, dass dieses Schreiben gepriift werde.

Verfahren und Antrige der Parteien

Die Klégerinnen haben mit Klageschrift, die am 20. August 2013 bei der Kanzlei des Gerichts
eingegangen ist, die vorliegende Klage erhoben.
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Im Zuge einer Anderung der Zusammensetzung der Kammern des Gerichts ist der Berichterstatter der
Siebten Kammer zugeteilt worden, der die vorliegende Rechtssache deshalb zugewiesen worden ist.

Die Klagerinnen beantragen,
— die angefochtenen Rechtsakte, soweit diese sie betreffen, fiir nichtig zu erklaren;

— Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 und Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung
Nr. 267/2012 fiir auf sie nicht anwendbar zu erkléren;

— dem Rat die Kosten aufzuerlegen.

Der Rat beantragt,

— die Klage als unbegriindet abzuweisen;

— den Klagerinnen die Kosten aufzuerlegen.

Da zwei Richter an der weiteren Mitwirkung am Verfahren verhindert waren, hat der Prasident des
Gerichts gemdfd Art. 32 § 3 der Verfahrensordnung des Gerichts sich selbst und einen anderen Richter
bestimmt, durch den die Kammer erginzt worden ist.

Rechtliche Wiirdigung

Zur Stiitzung der Klage machen die Klégerinnen fiinf Klagegriinde geltend. Mit dem ersten Klagegrund
wird das Fehlen einer Rechtsgrundlage fiir die Bezeichnung der Klédgerinnen geriigt. Mit dem zweiten
Klagegrund wird ein Beurteilungsfehler gertigt. Mit dem dritten Klagegrund wird die Rechtswidrigkeit
von Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 und von Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der
Verordnung Nr. 267/2012 geriigt, soweit diese Bestimmungen die Tochterunternehmen der
bezeichneten Einrichtungen betreffen. Mit dem vierten Klagegrund wird eine Verletzung des
Eigentumsrechts, des Rechts auf wirtschaftliche Betdtigung, des Grundsatzes des Umweltschutzes
sowie der humanitiaren Werte der Union und auf jeden Fall der Grundsitze der Verhaltnismafligkeit
und der Vorsorge geriigt. Mit dem fiinften Klagegrund wird, hilfsweise, die fehlende Mitteilung in
Bezug auf zwei der Kligerinnen sowie eine Verletzung der Begriindungspflicht, der
Verteidigungsrechte und des Rechts auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz geriigt.

In der miindlichen Verhandlung haben die Kldgerinnen den dritten Klagegrund zuriickgenommen, was
im Sitzungsprotokoll vermerkt worden ist. Da der dritte Klagegrund der einzige Klagegrund in der
Klageschrift gewesen ist, auf den der zweite Klageantrag gestiitzt wurde, muss Letzterer deshalb als
unzuléssig zuriickgewiesen werden.

Zum ersten Klagegrund: fehlende Rechtsgrundlage fiir die Bezeichnung der Kligerinnen

Die Kldgerinnen machen im Wesentlichen geltend, es gebe fiir die Aufnahme ihrer Namen in die
Listen keine Rechtsgrundlage. Der Umstand, ein Tochterunternehmen einer bezeichneten Einrichtung
zu sein, gehore weder zu den in Art. 20 Abs. 1 des Beschlusses 2010/413 noch zu den in Art. 23
Abs. 2 der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehenen Kriterien.

In der Erwiderung betonen die Kldgerinnen zunichst, dass der Rat erst in der Klagebeantwortung die

Aufnahme ihrer Namen in die Listen auf der Grundlage der Tatsache gerechtfertigt habe, dass sie im
Eigentum oder unter der Kontrolle von NIOC stiinden.

ECLLEU:T:2015:255 5
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Sodann machen die Klagerinnen geltend, der Umstand, ein Tochterunternehmen einer als
Unterstiitzerin der iranischen Regierung bezeichneten Einrichtung zu sein, stelle keinen Grund fiir die
Aufnahme ihrer Namen in die Listen dar, denn dies bedeute nicht, dass dieses Tochterunternehmen
im Eigentum oder unter der Kontrolle dieser Einrichtung stehe.

Schliefllich betonen die Kldgerinnen, der Rat konne den Namen einer Einrichtung, die im Eigentum
oder unter der Kontrolle einer anderen Einrichtung stehe, nur in die Listen aufnehmen, wenn Letztere
selbst auf der Grundlage eines rechtlichen Kriteriums aufgenommen worden sei, das den Erlass
restriktiver MafSnahme einschliefle. Im vorliegenden Fall seien die Namen von PPL und PPI jedoch
nicht auf der Grundlage eines solchen Kriteriums in die Listen aufgenommen worden.

Nach Auffassung des Gerichts besteht die im Rahmen des ersten Klagegrundes aufgeworfene Frage
darin, ob die angefochtenen Rechtsakte den Klagerinnen ermdoglichten, das Kriterium zu erkennen,
das die Rechtsgrundlage bildet, auf deren Grundlage sie in die Listen aufgenommen worden waren.
Diese Frage muss deshalb im Licht der Rechtsprechung in Bezug auf die dem Rat beim Erlass
restriktiver Mafinahmen obliegende Begriindungspflicht gepriift werden. Das sich auf die materielle
Rechtmafligkeit der angefochtenen Rechtsakte beziehende Vorbringen, u. a. das Vorbringen in Bezug
auf die von PPI bei ihren Tochterunternehmen und bei der Privatisierung von PPL nicht ausgeiibte
Kontrolle, wird deshalb mit dem zweiten Klagegrund gepriift, mit dem ein Beurteilungsfehler geriigt
wird.

Zunichst ist darauf hinzuweisen, dass nach stindiger Rechtsprechung Pflicht zur Begriindung eines
beschwerenden Rechtsakts, die aus dem Grundsatz der Wahrung der Verteidigungsrechte folgt, dem
Zweck dient, zum einen den Betroffenen so ausreichend zu unterrichten, dass er erkennen kann, ob
der Rechtsakt sachlich richtig oder eventuell mit einem Mangel behaftet ist, der seine Anfechtung vor
dem Unionsrichter zuldsst, und zum anderen dem Unionsrichter die Priifung der RechtméfSigkeit
dieses Rechtsakts zu ermoglichen (vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 15. November 2012, Rat/Bamba,
C-417/11 P, EU:C:2012:718, Rn. 49 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Die nach Art. 296 AEUV vorgeschriebene Begriindung muss die Uberlegungen des Organs, das den
Rechtsakt erlassen hat, so klar und eindeutig zum Ausdruck bringen, dass der Betroffene ihr die
Griinde fiir die erlassenen MafSnahmen entnehmen und das zustédndige Gericht seine Kontrollaufgabe
wahrnehmen kann (Urteil Rat/Bamba, oben in Rn. 32 angefithrt, EU:C:2012:718, Rn. 50). Die
Begriindung ist dem Betroffenen daher grundsitzlich gleichzeitig mit dem ihn beschwerenden
Rechtsakt mitzuteilen; ihr Fehlen kann nicht dadurch geheilt werden, dass der Betroffene die Griinde
fiir den Rechtsakt wihrend des Verfahrens vor dem Unionsrichter erfihrt (Urteil vom 12. Dezember
2006, Organisation des Modjahedines du peuple d’'Iran/Rat, ,OMPI 1%, T-228/02, Slg, EU:T:2006:384,
Rn. 139).

Hinsichtlich der im Rahmen der Gemeinsamen Auflen- und Sicherheitspolitik erlassenen restriktiven
Mafsnahmen ist sodann hervorzuheben, dass der Erfilllung der Begriindungspflicht, da dem
Betroffenen vor dem Erlass eines Ausgangsbeschlusses iiber die Aufnahme kein Anhorungsrecht
zusteht, umso groflere Bedeutung zukommt, als sie die einzige Gewidhr dafiir bietet, dass der
Betroffene zumindest nach dem Erlass eines solchen Beschlusses die ihm zur Uberpriifung von dessen
Rechtmifligkeit zur Verfiigung stehenden Rechtsbehelfe sachgerecht in Anspruch nehmen kann
(Urteile Rat/Bamba, oben in Rn. 32 angefiihrt, EU:C:2012:718, Rn. 51, und OMPI I, oben in Rn. 33
angefiihrt, EU:T:2006:384, Rn. 140).

Die Begriindung eines Rechtsakts des Rates, mit dem eine restriktive MafSnahme verhéngt wird, muss
deshalb nicht nur die Rechtsgrundlage dieser Mafinahme, sondern auch die besonderen und
konkreten Griinde nennen, aus denen der Rat in Ausiibung seines Ermessens annimmt, dass der
Betroffene einer solchen MafSnahme zu unterwerfen sei (vgl. in diesem Sinne Urteile Rat/Bamba, oben
in Rn. 32 angefiihrt, EU:C:2012:718, Rn. 52; OMPI I, oben in Rn. 33 angefiihrt, EU:T:2006:384, Rn. 146,
und vom 14. Oktober 2009, Bank Melli Iran/Rat, T-390/08, Slg, EU:T:2009:401, Rn. 83).
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Die Begriindung muss allerdings der Natur des betreffenden Rechtsakts und dem Kontext, in dem er
erlassen worden ist, angepasst sein. Das Begriindungserfordernis ist nach den Umstinden des
Einzelfalls, insbesondere nach dem Inhalt des Rechtsakts, der Art der angefithrten Griinde und dem
Interesse zu beurteilen, das die Adressaten oder andere durch den Rechtsakt unmittelbar und
individuell betroffene Personen an Erlduterungen haben konnen. In der Begriindung brauchen nicht
alle tatsachlich oder rechtlich einschldgigen Gesichtspunkte genannt zu werden, da die Frage, ob die
Begriindung ausreichend ist, nicht nur anhand des Wortlauts des Rechtsakts zu beurteilen ist, sondern
auch anhand seines Kontexts sowie sdmtlicher Rechtsvorschriften auf dem betreffenden Gebiet.
Insbesondere ist ein beschwerender Rechtsakt hinreichend begriindet, wenn er in einem
Zusammenhang ergangen ist, der dem Betroffenen bekannt war und ihn in die Lage versetzt, die
Tragweite der ihm gegeniiber getroffenen MafSinahme zu verstehen (Urteile Rat/Bamba, oben in
Rn. 32 angefithrt, EU:C:2012:718, Rn. 53 und 54; OMPI I, oben in Rn. 33 angefiihrt, EU:T:2006:384,
Rn. 141, und Bank Melli Iran/Rat, oben in Rn. 35 angefiihrt, EU:T:2009:401, Rn. 82).

Im vorliegenden Fall ist darauf hinzuweisen, dass der Name von PPI in die Listen aufgenommen
worden ist, weil sie ein Tochterunternehmen der bezeichneten Einrichtung sei, wahrend die drei
anderen Kldgerinnen bezeichnet worden waren, weil sie Tochterunternehmen von PPI seien.

Festzustellen ist, dass diese Begriindung die Rechtsgrundlage der angefochtenen Rechtsakte nicht
ausdriicklich nennt. Wie jedoch aus der oben in Rn. 36 angefiihrten Rechtsprechung hervorgeht, ist
das Begriindungserfordernis nach den Umstédnden des Einzelfalls zu beurteilen. Somit sind die Griinde
der angefochtenen Rechtsakte zu priifen im Licht ihres Wortlauts, aber auch des Kontexts, in dem
diese erlassen worden sind, sowie der gegeniiber NIOC und den anderen Einrichtungen, die zu dem
von dieser Gesellschaft kontrollierten Konzern gehoren, herangezogenen Griinde.

Insoweit ist erstens darauf hinzuweisen, dass Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 und
Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 das Einfrieren der Gelder und wirtschaftlichen
Ressourcen von Einrichtungen vorsehen, die die iranische Regierung unterstiitzen. Die vorgenannten
Bestimmungen sehen ferner den Erlass restriktiver MafSnahmen gegeniiber Einrichtungen vor, die im
Eigentum oder unter der Kontrolle einer Einrichtung stehen, die diese Regierung unterstiitzt. Wie die
Klagerinnen betonen, kann eine Einrichtung deshalb nur auf der Grundlage dieses letzten Kriteriums
in die Listen aufgenommen werden, wenn die Muttergesellschaft, in deren Eigentum oder unter deren
Kontrolle sie steht, eine solche Unterstiitzung leistet, was der Rat nicht in Abrede stellt.

Zweitens ist festzustellen, dass die Nennung des Begriffs ,Tochterunternehmen® in der Begriindung fiir
die Aufnahme des Namens jeder der Kldgerinnen es diesen ermoglichte, zu verstehen, dass der Rat
entschieden hatte, ihre Namen nicht auf der Grundlage eines Eintragungskriteriums in die Listen
aufzunehmen, das die Einrichtungen betrifft, die die iranische Regierung unterstiitzen, sondern auf der
Grundlage eines Eintragungskriteriums, das die Einrichtungen betrifft, die im Eigentum oder unter der
Kontrolle einer Einrichtung stehen, die diese Regierung unterstiitzt. Dieser Begriff verweist ndmlich
notwendigerweise auf das Bestehen einer Kontrolle durch eine Muttergesellschaft, die u. a. aus dem
Bestehen von Kapitalverbindungen zwischen Letzterer und dem in Rede stehenden
Tochterunternehmen resultieren kann. Indem die Klagerinnen als ,Tochterunternehmen® bezeichnet
werden, nimmt die Begriindung infolgedessen eindeutig auf das Bestehen einer Stellung als
Eigentimer oder einer Kontrolle im Sinne des Beschlusses 2010/413 und der Verordnung
Nr. 267/2012 Bezug.

Drittens ist festzustellen, dass die angefochtenen Rechtsakte zwar nicht ausdriicklich angeben, welche
Einrichtung, die ihren Namen aufgrund einer Unterstiitzung der iranischen Regierung in die Listen
aufgenommen sieht, das Eigentum an den Klédgerinnen hat oder die Kontrolle {iber diese ausiibt. PP],
die Muttergesellschaft der drei anderen Kldgerinnen, sah ihren Namen ndmlich nicht in die Listen
aufgenommen, weil sie diese Regierung unterstiitzte, sondern weil sie ein Tochterunternehmen von
PPL war, deren Name selbst aufgrund der Tatsache in die Listen aufgenommen wurde, dass sie ein
Tochterunternehmen von NICO war.
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Jedoch ist im vorliegenden Fall angesichts des Kontexts, in dem die angefochtenen Rechtsakte erlassen
wurden, und insbesondere der Aufnahme des Namens von NIOC sowie der Aufnahme der Namen der
anderen im Eigentum dieser Einrichtung stehenden und von dieser kontrollierten Einrichtungen in die
Listen, festzustellen, dass die Klagerinnen verniinftigerweise NIOC als Muttergesellschaft, in deren
Eigentum oder unter deren Kontrolle sie standen, und somit die Rechtsgrundlage fiir ihre Aufnahme
bestimmen konnten, ohne noch weitere Erkldrungen zu erhalten.

Erstens ist namlich festzuhalten, dass die in Anhang II des Beschlusses 2010/413 und in Anhang IX der
Verordnung Nr. 267/2012 wiedergegebenen Listen, in die die Klagerinnen aufgenommen worden sind,
die Namen der ,Personen und Einrichtungen, die an nuklearen Titigkeiten oder Tiétigkeiten im
Zusammenhang mit ballistischen Raketen beteiligt sind, und Personen und Einrichtungen, die die
Regierung Irans unterstiitzen®, nennen. Hierzu gehoren nicht nur der Name von NIOC, deren
Aufnahme durch die Tatsache gerechtfertigt ist, dass diese Gesellschaft dieser Regierung finanzielle
Ressourcen zur Verfiigung stellt, sondern auch die Namen einer grofien Anzahl von Einrichtungen,
die unmittelbar oder mittelbar im Eigentum dieser Gesellschaft stehen. NIOC steht somit an der
Spitze von Konzerngesellschaften, deren Eigentumskette, die diese Gesellschaft mit den Kldgerinnen
verbindet, angesichts der Griinde fiir die Aufnahme der verschiedenen zu diesem Konzern
gehorenden Einrichtungen leicht bestimmt werden konnte.

Insbesondere ermoglicht die Aufnahme des Namens von PPL in die Listen, die deshalb als
Muttergesellschaft von PPI ermittelt worden ist, weil sie ein Tochterunternehmen von NICO sei,
deren Name selbst in die Listen aufgenommen worden war, weil Letztere ein Tochterunternehmen
von NIOC sei, es PPI sowie den anderen Klédgerinnen, zu verstehen, dass sie deshalb von den
restriktiven MafSnahmen betroffen sind, weil sie mittelbar im Eigentum oder unter der Kontrolle von
NIOC stehen, der einzigen Einrichtung innerhalb des Konzerns, deren Name wegen Unterstiitzung
der iranischen Regierung in die Listen aufgenommen wurde, wie dies in Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des
Beschlusses 2010/413 sowie in Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehen ist.
Die Priifung der Begriindung der angefochtenen Rechtsakte im Licht dieser Listen ermdoglichte es den
Klagerinnen infolgedessen, das in den vorgenannten Bestimmungen vorgesehene Kriterium zu
bestimmen, das als Rechtsgrundlage fiir die Aufnahme ihrer Namen in die Listen gedient hatte.

Zweitens ist festzustellen, dass die Klagerinnen dadurch, dass sie Teil des von NIOC kontrollierten
Konzerns waren, von den gegeniiber den anderen zu diesem Konzern gehérenden Einrichtungen
erlassenen restriktiven Mafisnahmen Kenntnis haben mussten und infolgedessen verstehen konnten,
dass die Aufnahme ihrer Namen in die Listen, wie die dieser anderen Einrichtungen, angesichts der
zwischen ihnen und NIOC bestehenden, auf Eigentum oder Kontrolle beruhenden Verbindungen
gerechtfertigt war.

Drittens geht aus dem Inhalt der Klageschrift hervor, dass die Kldgerinnen beim Erlass der
angefochtenen Rechtsakte {iber die notwendigen Informationen verfiigten, um die Griinde fir die
Aufnahme ihrer Namen in die Listen zu verstehen und um somit die Rechtsgrundlage fiir diese
Aufnahme zu erkennen. In der Klageschrift wird ndmlich ein Schema wiedergegeben, das eindeutig
das Kriterium nennt, das die Aufnahme von NIOC rechtfertigt, ndmlich das Eintragungskriterium
betreffend Einrichtungen, die die iranische Regierung unterstiitzen, sowie die Eigentumskette, die
NIOC mit jeder der Klagerinnen verbindet.

Unter diesen Umstidnden ist davon auszugehen, dass die Begriindung der angefochtenen Rechtsakte,
obwohl sie knapp ist und nicht alle mafigeblichen tatsdchlichen und rechtlichen Gesichtspunkte
anfithrt, den Klidgerinnen trotzdem ermoglichte, das in Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses
2010/413 sowie Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehene Kriterium zu
bestimmen, das die Rechtsgrundlage fiir die Aufnahme ihrer Namen in die Listen darstellte. Zum
einen deutet ndmlich die Verwendung des Begriffs , Tochterunternehmen® eindeutig darauf hin, dass
die Aufnahme der Klagerinnen auf das Eintragungskriterium betreffend Einrichtungen gestiitzt ist, die
im Eigentum oder unter der Kontrolle einer Einrichtung stehen, die die iranische Regierung
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unterstiitzt, und zum anderen ermoglichte es der Kontext, in dem die angefochtenen Rechtsakte
erlassen wurden, die in Rede stehende Einrichtung zu bestimmen, in deren Eigentum oder unter
deren Kontrolle sie nach Auffassung des Rates standen, ndamlich NIOC, deren Name, wie den
Kléagerinnen bekannt war, aufgrund des Eintragungskriteriums betreffend Einrichtungen, die diese
Regierung unterstiitzen, in die Listen aufgenommen worden war, wie in den vorgenannten
Bestimmungen vorgesehen.

Nach alledem ist der erste Klagegrund als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum zweiten Klagegrund: Beurteilungsfehler

Die Klagerinnen machen im Wesentlichen geltend, der Rat habe dadurch einen Beurteilungsfehler
begangen, dass er das in Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 sowie in Art. 23 Abs. 3
Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehene Eintragungskriterium fiir erfiillt gehalten habe.

Insoweit tragen die Klagerinnen vor, POSCO, POMC und PRE stiinden jeweils nur zu 97 %, 48 %
und 49 % im Eigentum von PPI, so dass nicht angenommen werden kénne, dass POSCO, POMC und
PRE im Eigentum oder unter der Kontrolle von PPI stiinden.

Auflerdem betonen die Kldgerinnen, dass PPL seit Mérz 2012 nicht mehr im Eigentum von NIOC oder
NICO stehe, da siamtliche Anteile am Stammkapital dieser ersten Gesellschaft auf den nationalen
iranischen Pensionsfonds und auf den Sozialversicherungstriger iibertragen worden seien.
Infolgedessen konne mangels anderer vom Rat vorgelegter Beweise nicht davon ausgegangen werden,
dass sie zum Zeitpunkt der Aufnahme ihrer Namen in die Listen im Eigentum oder unter der
Kontrolle von NIOC gestanden hitten.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die Kldgerinnen in der Klageschrift sehr kurz erwdhnen, dass PPL,
die Muttergesellschaft von PPI, von den ihr iibergeordneten Einrichtungen, ndmlich NICO und NIOC,
unabhingig sei, ohne hierzu irgendwelche Einzelheiten zu nennen. Erst in der Erwiderung stiitzen sich
die Klagerinnen auf diese Eigentumsiibertragung, um darzutun, dass sie bei der Aufnahme ihrer
Namen in die Listen nicht mehr im Eigentum von NIOC gestanden hétten.

In der Gegenerwiderung macht der Rat geltend, das Vorbringen der Klagerinnen, wonach PPL nicht
mehr Teil des von NIOC kontrollierten Konzerns sei, stehe im Widerspruch zum Inhalt der
Klageschrift.

Es ist darauf hinzuweisen, dass aus Art. 44 § 1 Buchst. ¢ in Verbindung mit Art. 48 § 2 der
Verfahrensordnung des Gerichts hervorgeht, dass die Klageschrift den Streitgegenstand und eine
kurze Darstellung der Klagegriinde enthalten muss; im Ubrigen koénnen neue Angriffs- und
Verteidigungsmittel im Laufe des Verfahrens nicht mehr vorgebracht werden, es sei denn, dass sie auf
rechtliche oder tatsdchliche Griinde gestiitzt werden, die erst wiahrend des Verfahrens zutage getreten
sind. Jedoch muss ein Vorbringen, das eine Erweiterung eines bereits unmittelbar oder mittelbar in
der Klageschrift vorgetragenen Angriffsmittels darstellt und das in engem Zusammenhang mit diesem
steht, fiir zuldssig erklart werden (Urteil vom 20. September 1990, Hanning/Parlament, T-37/89, Slg,
EU:T:1990:49, Rn. 38). Entsprechende Erfordernisse gelten fiir eine zur Stiitzung eines Klagegrundes
vorgebrachte Riige (vgl. z. B. Urteil vom 14. Mai 1998, Mo och Domsjé/Kommission, T-352/94, Slg,
EU:T:1998:103, Rn. 333).

Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass das Vorbringen der Kldgerinnen in der Erwiderung, mit dem
die Stellung von NICO als Eigentiimerin von PPL bestritten wird, sich auf keinen neuen Gesichtspunkt
stiitzt, der wéihrend des Verfahrens zutage getreten wire. Auflerdem kann dieses Vorbringen nicht als
Erweiterung einer zuvor in der Klageschrift vorgebrachten Riige angesehen werden, da es mit keiner
von den Klédgerinnen bei der Erhebung der Klage dargelegten Sachverhaltsangaben tibereinstimmt.
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Erstens haben die Kldgerinnen ndmlich in der Klageschrift ein Schema der hierarchischen Struktur des
von NIOC kontrollierten Konzerns wiedergegeben, wonach Letztere als Eigentiimerin das ganze
Stammkapital an NICO halte, die ihrerseits als Eigentiimerin zu 100 % das Stammkapital an PPL halte,
die als Eigentiimerin das gesamte Stammbkapital an PPI halte, die als Eigentiimerin das Stammkapital
der anderen Klédgerinnen in Hoéhe von 97 % an POSCO, 48 % an POMC und 49 % an PRE halte.
Festzustellen ist jedoch, dass die so beschriebene Eigentumskette keine Unterbrechung in den
Teilhabeverbindungen aufzeigt, die die Klagerinnen mit NIOC verbindet.

Zweitens erwihnen die Klagerinnen in der Klageschrift zu keinem Zeitpunkt, dass die zwischen ihnen
und NIOC bestehenden Verbindungen im Mairz 2012 unterbrochen worden seien, sondern tragen
ausschliefllich vor, diese Verbindungen seien zu entfernt, um das in Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des
Beschlusses 2010/413 und Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehene
Eintragungskriterium zu erfiillen.

Drittens fithren die Kldgerinnen, wenn sie in der Klageschrift erwdhnen, dass der Name von PPL aus
dem Grund in die Listen aufgenommen worden sei, weil sie ein Tochterunternehmen von NICO sei,
kein Argument an, um diesen Grund in Frage zu stellen. Die Kladgerinnen stiitzen sich im Gegenteil
auf diese Tatsache, um ihr Vorbringen zu untermauern, wonach sie nicht als mit einer Einrichtung,
welche die iranische Regierung unterstiitze, verbundene Einrichtungen angesehen werden konnten, da
der Name ihrer jeweiligen Muttergesellschaft nicht wegen einer solchen Unterstiitzung, sondern in
ihrer Eigenschaft als im Eigentum oder unter der Kontrolle einer Einrichtung, die diese Unterstiitzung
leiste, stehende Einrichtung in die Listen aufgenommen worden sei.

Deshalb ist die Behauptung, PPL gehore seit Mérz 2012 nicht mehr zum unter der Kontrolle von
NIOC stehenden Konzern, als unzuldssig zuriickzuweisen, und die Begriindetheit der angefochtenen
Rechtsakte ausschliefllich in Bezug auf die oben in Rn. 56 beschriebene Eigentumskette zu priifen.

In erster Linie ist darauf hinzuweisen, dass die durch Art. 47 der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union gewdhrleistete Effektivitit der gerichtlichen Kontrolle insbesondere erfordert,
dass sich der Unionsrichter, wenn er die Rechtméfligkeit der Griinde priift, die einer Entscheidung,
den Namen einer bestimmten Person in die Listen aufzunehmen oder darauf zu belassen, zugrunde
liegen, vergewissert, dass diese Entscheidung auf einer hinreichend gesicherten tatsdchlichen Grundlage
beruht. Dies setzt eine Uberpriifung der Tatsachen voraus, die in der dieser Entscheidung zugrunde
liegenden Begriindung angefithrt werden, so dass sich die gerichtliche Kontrolle nicht auf die
Beurteilung der abstrakten Wahrscheinlichkeit der angefiihrten Griinde beschrénkt, sondern auf die
Frage erstreckt, ob diese Griinde — oder zumindest einer von ihnen, der fiir sich genommen als
ausreichend angesehen wird, um diese Entscheidung zu stiitzen — erwiesen sind (Urteil vom 18. Juli
2013, Kommission u. a./Kadi, ,Kadi II, C-584/10 P, C-593/10 P und C-595/10 P, Slg, EU:C:2013:518,
Rn. 119).

Im Streitfall ist es Sache der zustindigen Unionsbehorde, die Stichhaltigkeit der gegen die betroffene
Person vorliegenden Griinde nachzuweisen, und nicht Sache der betroffenen Person, den negativen
Nachweis zu erbringen, dass diese Griinde nicht stichhaltig sind. Die vorgelegten Informationen oder
Beweise miissen die Griinde stiitzen, die gegen die betroffene Person vorliegen. Lasst sich die
Stichhaltigkeit eines Grundes anhand dieser Angaben nicht feststellen, schliefSt der Unionsrichter ihn
als Grundlage der fraglichen Entscheidung tiber die Aufnahme in die Liste oder die Belassung auf ihr
aus (Urteil Kadi II, oben in Rn. 60 angefiihrt, EU:C:2013:518, Rn. 121 bis 123).

Sodann ergibt sich aus der Rechtsprechung, dass, wenn die Gelder einer Einrichtung eingefroren
werden, von der festgestellt wurde, dass sie die iranische Regierung unterstiitzt, die nicht unerhebliche
Gefahr besteht, dass sie auf die Einrichtungen, die in ihrem Eigentum oder unter ihrer Kontrolle
stehen, Druck ausiibt, um die Auswirkungen der gegen sie gerichteten Mafinahmen zu unterlaufen.
Demzufolge ist das dem Rat nach Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 und nach Art. 23
Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 vorgeschriebene Einfrieren von Geldern dieser
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Einrichtungen erforderlich und angemessen, um die Wirksamkeit der erlassenen Mafinahmen zu
gewihrleisten, und um zu garantieren, dass diese MafSnahmen nicht unterlaufen werden (vgl. in
diesem Sinne entsprechend Urteil vom 13. Mirz 2012, Melli Bank/Rat, C-380/09 P, Slg,
EU:C:2012:137, Rn. 39 und 58).

Deshalb muss der Rat beim Erlass einer Entscheidung gemif den oben genannten Bestimmungen eine
Beurteilung der Umsténde des Falles vornehmen, um festzustellen, welche Einrichtungen im Eigentum
oder unter der Kontrolle der Einrichtung stehen. Jedoch sind in diesem Kontext das Wesen der
Tatigkeit der betreffenden Einrichtung und das mogliche Fehlen der Verbindung zwischen dieser
Tatigkeit und der Unterstiitzung der iranischen Regierung keine mafigeblichen Kriterien, da der Erlass
einer MafSnahme zum Einfrieren von Geldern gegeniiber einer im Eigentum oder unter der Kontrolle
stehenden Einrichtung nicht durch die Tatsache begriindet ist, dass sie selbst diese Regierung direkt
unterstiitzt (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil Melli Bank/Rat, oben in Rn. 62 angefiihrt,
EU:C:2012:137, Rn. 40 bis 42).

SchlieSlich ist nach der Rechtsprechung, wenn das Stammkapital einer Einrichtung vollstindig im
Eigentum einer Einrichtung steht, die die iranische Regierung unterstiitzt, das in Art. 20 Abs. 1
Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 sowie das in Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung
Nr. 267/2012 vorgesehene Eintragungskriterium erfiillt (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil Melli
Bank/Rat, oben in Rn. 62 angefithrt, EU:C:2012:137, Rn. 79).

Im vorliegenden Fall vertrat der Rat die Auffassung, dass wegen der Tatsache, dass NIOC 100 % des
Stammbkapitals von NICO hielt, die selbst 100 % des Stammkapitals von PPL hielt, die ihrerseits das
ganze Stammbkapital von PPI hielt, die das Stammkapital der anderen Klédgerinnen in Hohe von 97 % an
POSCO, 48 % an POMC und 49 % an PRE hielt, jede der Kldgerinnen als im Eigentum oder unter der
Kontrolle von NIOC stehend im Sinne von Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 und von
Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 anzusehen sei.

Deshalb ist zu priifen, ob der Rat angesichts dieser Eigentumskette und in Bezug auf jede Klagerin
dadurch einen Beurteilungsfehler begangen hat, dass er das Eintragungskriterium betreffend die im
Eigentum einer die iranische Regierung unterstiitzenden Einrichtung stehenden Einrichtungen als
erfiillt ansah.

Erstens ist hinsichtlich von PPI, die ein Tochterunternehmen von NIOC ist, festzustellen, dass der Rat
keinen Beurteilungsfehler begangen hat, als er den Namen dieser Einrichtung in die Listen
aufgenommen hat.

Angesichts der oben in Rn. 64 angefithrten Rechtsprechung impliziert das vollstindige Halten des
Stammbkapitals einer Einrichtung durch eine Einrichtung, die die iranische Regierung unterstiitzt,
namlich schon als solches, dass das in Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 sowie in
Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehene Eintragungskriterium erfillt ist.
Auflerdem ist festzustellen, dass im Bereich des Wettbewerbsrechts, in dem auf die Beziehungen
zwischen einem Tochterunternehmen und seiner Muttergesellschaft ebenfalls eingegangen wird, das
Vorhandensein von Zwischengesellschaften zwischen diesen beiden Gesellschaften keinesfalls die
Anwendung der widerlegbaren Vermutung beeintrachtigt, wonach die in Rede stehende
Muttergesellschaft einen bestimmenden Einfluss auf das Verhalten ihres Tochterunternehmens
ausibbt. Es wird nédmlich davon ausgegangen, dass ein solcher Einfluss mittelbar iiber die
Zwischengesellschaften ausgeiibt werden kann (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 20. Januar 2011,
General Quimica u. a./Kommission, C-90/09 P, Slg, EU:C:2011:21, Rn. 88, und vom 27. September
2012, Shell Petroleum u. a./Kommission, T-343/06, Slg, EU:T:2012:478, Rn. 52).

Somit ist festzustellen, dass, wenn das Stammbkapital einer Einrichtung mittelbar im Eigentum einer die
iranische Regierung unterstiitzenden Einrichtung steht, das in Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses
2010/413 sowie in Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehene

ECLILLEU:T:2015:255 11



70

71

72

73

74

75

76

77

URTEIL VOM 5. 5. 2015 — RECHTSSACHE T-433/13
PETROPARS IRAN U. A. / RAT

Eintragungskriterium erfillt ist, und dies, unabhidngig vom Vorliegen und von der Anzahl von
Zwischengesellschaften zwischen dieser Muttereinrichtung und der im Eigentum stehenden
Einrichtung, soweit, dass jede der sich so in der Eigentumskette befindenden Einrichtungen
vollstindig im direkten Eigentum ihrer jeweiligen Muttergesellschaft steht. Unter diesen Umstidnden
behdlt ndamlich die Muttereinrichtung eine alleinige und ausschlieflliche Kontrolle tiber alle ihre
Tochterunternehmen und ist deshalb in der Lage, tiber die Zwischengesellschaften Druck auf die
Einrichtung auszuiiben, die mittelbar in ihrem Eigentum steht, um die Wirkung der sie betreffenden
Mafsnahmen zu unterlaufen, was infolgedessen den Erlass der restriktiven MafSnahmen gegen diese
mittelbar im Eigentum stehende Einrichtung rechtfertigt.

Im vorliegenden Fall ist deshalb davon auszugehen, dass die Aufnahme des Namens von PPI, deren
Stammbkapital zu 100 % von PPL gehalten wurde, deren Stammbkapital vollstaindig von NICO gehalten
wurde, deren Stammkapital zu 100 % von NIOC gehalten wurde, in die Listen in Bezug auf das
Kriterium betreffend Einrichtungen, die im Eigentum oder unter der Kontrolle einer die iranische
Regierung unterstiitzenden Einrichtung stehen, gerechtfertigt ist.

Zweitens ist hinsichtlich von POSCO darauf hinzuweisen, dass beinahe das gesamte Stammbkapital,
namlich 97 %, dieser Einrichtung im Eigentum von PPI steht.

Insoweit ergibt sich aus der Rechtsprechung im Bereich des Wettbewerbsrechts, dass eine
Muttergesellschaft in der Lage ist, auf das Verhalten ihres Tochterunternehmens einen bestimmenden
Einfluss auszuiiben, wenn dieses vollstindig in ihrem Eigentum steht, aber auch, wenn sie beinahe das
gesamte Kapital dieses Tochterunternehmens hilt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 30. September
2009, Arkema/Kommission, T-168/05, EU:T:2009:367, Rn. 71).

Somit ist davon auszugehen, dass, wenn das gesamte oder beinahe das gesamte Stammkapital einer
Einrichtung im Eigentum einer Einrichtung steht, die die iranische Regierung unterstiitzt, das in
Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses 2010/413 und in Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung
Nr. 267/2012 vorgesehene Eintragungskriterium erfiillt ist.

Im vorliegenden Fall hat der Rat infolgedessen, trotz des Bestehens von drei Zwischengesellschaften
zwischen NIOC und POSCO sowie der Tatsache, dass PPI nicht die ausschliefSliche Eigentiimerin von
POSCO ist, keinen Beurteilungsfehler begangen, als er die restriktiven Mafinahmen gegentiber POSCO
erlassen hat.

Wie oben in den Rn. 68 und 69 ausgefiihrt, hat ndmlich die Anzahl der Zwischengesellschaften keine
Auswirkung auf die Féhigkeit einer Muttergesellschaft, das Verhalten ihres Tochterunternehmens
mafSgeblich zu beeinflussen, da das Stammkapital dieses Tochterunternehmens sowie das
Stammbkapital jeder einzelnen dazwischenliegenden Gesellschaft vollstindig im Eigentum dieser
Muttergesellschaft stehen. Dieselbe Schlussfolgerung gilt, wenn das Kapital des Tochterunternehmens
und dieser Gesellschaften beinahe vollstindig gehalten wird wie im vorliegenden Fall, in dem NIOC
tiber die Zwischengesellschaft PPI 97 % des Stammbkapitals von POSCO hélt. Man kann nédmlich
verniinftigerweise annehmen, dass aufgrund des Bestehens ausschliefSlicher oder beinahe
ausschliefllicher Eigentumsverbindungen zwischen NIOC und PPI Letztere der ausschliefSlichen und
alleinigen Kontrolle dieser Muttergesellschaft unterliegt.

Somit ist festzustellen, dass der Rat keinen Beurteilungsfehler begangen hat, als er angenommen hat,
dass POSCO im Eigentum von NIOC steht, und dass der zweite Klagegrund als unbegriindet
zuriickzuweisen ist, soweit er diese Klagerin betrifft.

Drittens macht der Rat hinsichtlich von POMC und PRE geltend, nach der Rechtsprechung zum
Wettbewerbsrecht sei die Vermutung der tatsdchlichen Ausiibung eines mafigeblichen Einflusses
durch eine Muttergesellschaft iiber ihr Tochterunternehmen ebenfalls anwendbar, wenn sich zwei
Gesellschaften in einer Lage befinden, die der entspreche, in der eine einzige Gesellschaft das gesamte
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Stammkapital ihres Tochterunternehmens halte. Im vorliegenden Fall, in dem das Stammkapital von
POMC von PPI und der Global O & M Company jeweils in Hohe von 48 % bzw. 47 % gemeinsam
gehalten wird und in dem PRE ein gemeinsames Unternehmen ist, dessen Stammkapital von PPI und
Telford International jeweils in Hohe von 49% bzw. 47 % gehalten wird, kommt der Rat zum
Ergebnis, dass die oben in Rn. 64 genannte Rechtsprechung einschligig sei und dass POMC und PRE
infolgedessen als von NIOC mittels u. a. PPI mittelbar kontrolliert angesehen werden miissten.

Auflerdem hat der Rat wihrend der miindlichen Verhandlung ausgefiihrt, angesichts dessen, dass PPI
1% mehr am Stammbkapital von POMC als diese an der Global O & M Company und 1% mehr am
Stammbkapital von PRE als diese an Telford International halte, konne vermutet werden, dass diese
Einrichtung das letzte Wort habe und POMC und PRE ihre Entscheidungen aufzwingen konne.

Nach Ansicht des Gerichts kann jedoch im vorliegenden Fall hinsichtlich von POMC und PRE die
Vermutung der tatsichlichen Ausiibung eines mafSgeblichen Einflusses gegeniiber ihnen durch ihre
Muttergesellschaft nicht zur Anwendung kommen.

Zunichst ist namlich hinsichtlich des Vorbringens in Bezug auf das gemeinsame Halten des
Stammbkapitals von POMC und PRE anzumerken, dass im Gegensatz zu PPI die Global O & M
Company und Telford International nicht Gegenstand restriktiver Mafinahmen gewesen sind. Unter
diesen Umsténden ist es jedoch nicht im Interesse der beiden zuletzt genannten Gesellschaften, PPI zu
helfen, Druck auf ihr gemeinsames Tochterunternehmen auszuiiben, um die Wirkung der
ausschlieSlich diese betreffenden restriktiven Mafinahmen zu umgehen. Daher kann nicht davon
ausgegangen werden, dass die Lage derjenigen entspricht, in der eine einzige Einrichtung das gesamte
Stammkapital an ihrem Tochterunternehmen halt, weil im vorliegenden Fall das Bestehen einer
gemeinsamen Kontrolle geeignet ist, PPI und damit NIOC daran zu hindern, Druck auf POMC und
PRE zur Umgehung der Wirkung der restriktiven MafSnahmen gegeniiber ihr auszuiiben.

Sodann ist darauf hinzuweisen, dass nach der Rechtsprechung das Halten von 60 % des Stammkapitals
einer Einrichtung fiir sich allein nicht impliziert, dass das in Art. 20 Abs. 1 Buchst. ¢ des Beschlusses
2010/413 und in Art. 23 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehene
Eintragungskriterium erfiillt ist (Urteil vom 6. September 2013, Persia International Bank/Rat,
T-493/10, Slg [Ausziige], EU:T:2013:398, Rn. 106). Erst recht ist im vorliegenden Fall das Halten des
Stammkapitals an POMC und PRE in Hoéhe von jeweils 48 % bzw. 49 % nicht ausreichend, um
angesichts der oben in Rn. 64 genannten Rechtsprechung fiir sich allein den Erlass restriktiver
Mafinahmen gegeniiber diesen Einrichtungen rechtfertigen zu kénnen.

Da PPI nicht das vollstindige oder beinahe vollstindige Stammbkapital an POMC und an PRE halt, ist
infolgedessen zu priifen, ob angesichts der Umstinde im vorliegenden Fall eine nicht zu
vernachldssigende Gefahr bestand, dass diese beiden zuletzt genannten Gesellschaften veranlasst
wiirden, die Wirkung der NIOC betreffenden restriktiven MafSnahmen zu umgehen.

Jedoch ist festzustellen, dass der Rat keinen Beweis vorlegt, der dem Gericht die Schlussfolgerung
ermoglicht, dass PPI in der Lage war, eine Kontrolle iiber POMC oder PRE auszuiiben. Obwohl
namlich der von PPI gehaltene Anteil am Stammkapital von POMC und PRE leicht iiber dem liegt,
der von den anderen Hauptanteilseignern dieser Einrichtungen gehalten wird, macht er weiterhin nur
einen kleinen Teil aus. Somit kann nicht vermutet werden, dass PPI den Einfluss hatte, mehr als die
Halfte der Mitglieder der Gesellschafterversammlung von POMC oder die Halfte der Mitglieder der
Gesellschafterversammlung von PRE zu bestimmen, oder auf irgendeine andere Art das letzte Wort
innerhalb der Gesellschafterversammlungen dieser Einrichtungen hatte.

Deshalb ist festzustellen, dass der Rat einen Beurteilungsfehler begangen hat, indem er davon ausging,
dass POMC und PRE im Eigentum oder unter der Kontrolle von NIOC stehen.

ECLLEU:T:2015:255 13
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Nach alledem ist der zweite Klagegrund hinsichtlich von PPI und POSCO als unbegriindet
zuriickzuweisen, wéhrend ihm hinsichtlich von POMC und PRE stattzugeben ist. Folglich sind die
angefochtenen Rechtsakte fiir nichtig zu erkldren, soweit sie die beiden letztgenannten Klidgerinnen
betreffen.

Zum vierten Klagegrund: Verletzung des Eigentumsrechts, des Rechts auf wirtschaftliche Betdtigung, des
Grundsatzes des Umweltschutzes sowie der humanitdren Werte der Union und auf jeden Fall der
Grundsdtze der VerhdltnismdjfSigkeit und der Vorsorge

Die Klagerinnen machen geltend, die angefochtenen Rechtsakte stellten eine Verletzung der
Grundfreiheiten und Grundrechte dar.

Zunichst machen die Klagerinnen im Wesentlichen geltend, die angefochtenen Rechtsakte verletzten
ihr Eigentumsrecht und ihr Recht auf wirtschaftliche Betitigung und seien im Hinblick auf das
verfolgte Ziel unverhéltnismaflig.

Sodann tragen die Kldgerinnen vor, die angefochtenen Rechtsakte seien geeignet, betrdchtliche Schaden
fir die Umwelt sowie fiir die Gesundheit und die Sicherheit der iranischen Arbeiter und Biirger
einschliefllich der Kinder zu verursachen. Aufgrund der Sanktionen wiirden sie ndmlich nicht in der
Lage sein, Abschnitt 19 des Bauprojekts von South Pars zu vollenden, dessen Verwirklichung
grundsitzliche Bedeutung habe, um einen Versorgungsengpass von Gas im Iran wihrend des Winters
zu vermeiden. Auflerdem stellen sie in der Erwiderung klar, dass der grofite Teil des Materials und der
verwendeten technischen Dienstleistungen aus den Mitgliedstaaten der Union stamme. Die
Unmoglichkeit, dieses Material zu erhalten, zwinge die Islamische Republik Iran infolgedessen, auf
andere, fiir die Umwelt verhéngnisvollere Brennstoffe fiir die Beheizung zuriickzugreifen, und erhéhe
die Gesundheits- und Sicherheitsgefahr fiir die um die Bauprojekte lebenden und arbeitenden
Personen.

Nach Ansicht der Kldgerinnen hat der Rat angesichts dieser Gefahren den Vorsorgegrundsatz verletzt.
Er hitte namlich vor dem Erlass der angefochtenen Rechtsakte die Wirkungen des Einfrierens ihrer
Gelder beriicksichtigen miissen.

Schliefilich berufen sich die Klagerinnen darauf, dass die vom Rat erlassenen Mafinahmen im Hinblick
auf das mit ihnen angestrebte Ziel unverhéltnisméflig seien.

Nach Auffassung des Gerichts ist das gesamte Vorbringen der Klagerinnen zuriickzuweisen.

Was erstens das Eigentumsrecht und das Recht der Klagerinnen auf wirtschaftliche Betdtigung angeht,
ist zundchst festzustellen, dass diese Rechte Teil der in Art. 17 bzw. Art. 16 der Charta der
Grundrechte gewihrleisteten Grundrechte sind, deren Beachtung der Unionsrichter gewéhrleistet.
Jedoch ist darauf hinzuweisen, dass die Grundrechte nicht uneingeschriankt gelten und ihre Ausiibung
Beschriankungen unterworfen werden kann, die durch dem Gemeinwohl dienende Ziele der Union
gerechtfertigt sind (Urteil vom 16. November 2011, Bank Melli Iran/Rat, C-548/09 P, Slg,
EU:C:2011:735, Rn. 113).

Sodann erfordert nach der Rechtsprechung der Grundsatz der VerhidltnismafSigkeit, der zu den
allgemeinen Grundsétzen des Unionsrechts gehort, dass die Rechtsakte der Organe nicht die Grenzen
dessen iiberschreiten, was zur Erreichung des von der in Rede stehenden Regelung verfolgten Ziels
angemessen und erforderlich ist, wobei, wenn mehrere geeignete Mafinahmen zur Auswahl stehen, die
am wenigsten belastende zu wihlen ist, und die Nachteile nicht aufSer Verhaltnis zu den angestrebten
Zielen stehen diirfen (Urteil vom 18. November 1987, Maizena u. a., 137/85, Slg, EU:C:1987:493,
Rn. 15).
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Im vorliegenden Fall werden das Recht auf wirtschaftliche Betéitigung sowie das Eigentumsrecht der
Klagerinnen in erheblichem Maf3 durch den Erlass der angefochtenen Rechtsakte eingeschréinkt, weil
sie ohne besondere Genehmigungen nicht iiber ihre auf dem Hoheitsgebiet der Union befindlichen
Gelder verfiigen konnen und ihnen weder Geld noch irgendeine wirtschaftliche Ressource unmittelbar
oder mittelbar gemaf$ Art. 23 Abs. 3 der Verordnung Nr. 267/2012 zu ihrer Verfiigung gestellt werden
konnen. Allerdings hat der Rat angesichts der fundamentalen Bedeutung der Aufrechterhaltung des
Friedens und der internationalen Sicherheit zu Recht annehmen konnen, dass die Beeintrachtigungen
der vorgenannten Rechte, die sich aus der Aufnahme der von einer die iranische Regierung
unterstiitzenden Einrichtung gehaltenen Einrichtungen in die Listen ergeben konnten, angemessen
und erforderlich waren, um Druck auf diese Regierung auszuiiben und diese zu zwingen, ihre
Aktivititen zur nuklearen Proliferation einzustellen (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil Melli
Bank/Rat, oben in Rn. 62 angefiihrt, EU:C:2012:137, Rn. 61).

Deshalb konnen solche Beeintrachtigungen angesichts der verfolgten Ziele nicht als
unverhaltnisméfliger und nicht tragbarer Eingriff angesehen werden, der den Wesensgehalt des
Eigentumsrechts und des Rechts auf wirtschaftliche Betdtigung antasten wiirde (vgl. in diesem Sinne
Urteil Bank Melli Iran/Rat, oben in Rn. 92 angefiihrt, EU:C:2011:735, Rn. 114 und 115).

Auflerdem kann im Gegensatz zu den Ausfithrungen der Klagerinnen das Einfrieren ihrer Gelder nicht
wegen einer angeblichen Verletzung ihres Rechts auf Vorbringen ihrer Argumente gegeniiber dem Rat
als unverhiltnismaflig qualifiziert werden. Wie ndamlich im Rahmen des Ergebnisses der Priifung des
finften Klagegrundes festgestellt werden wird (siehe unten, Rn. 123 ff.), haben die Kldgerinnen die
Gelegenheit gehabt, ihren Standpunkt vorzutragen.

Somit ist das Vorbringen als unbegriindet zuriickzuweisen, mit dem die Verletzung des
Eigentumsrechts und des Rechts auf wirtschaftliche Betdtigung sowie die Unverhaltnisméafliigkeit der in
Rede stehenden MafSnahmen geriigt wird.

Was zweitens die Gefahren von Schiden fiir die Umwelt sowie fiir die Gesundheit und die Sicherheit
der iranischen Arbeiter und Biirger angeht, ist zunédchst anzumerken, dass die als fiir diese Gefahren
ursichlich vorgetragene Unmdoglichkeit, das Material und technische Schliisseldienstleistungen bei in
der Union anséssigen Unternehmen zu erhalten, auf keinen Fall aus den restriktiven Mafinahmen
gegeniiber den Klégerinnen resultiert.

Aus dem Vorbringen der Klagerinnen sowie aus den der Erwiderung beigefiigten Dokumenten, die zur
Stiitzung dieses Vorbringens beigebracht worden sind, geht ndmlich hervor, dass die Gefahren eines
Versorgungsengpasses von Gas oder die mit dem Riickgriff auf andere Brennstoffe fiir die Beheizung
verbundenen Gefahren nicht die Folge von moglichen finanziellen Schwierigkeiten sind, die die
Klagerinnen infolge des Einfrierens ihrer Gelder betrifen und die sie hinderten, das notwendige
Material fiir die Weiterverfolgung ihrer Aktivititen anzuschaffen, sondern aus von der Union
verhdngten Beschriankungen hinsichtlich der Bereitstellung von wesentlichen Giitern oder
Technologien sowie von technischen Dienstleistungen gegeniiber iranischen Einrichtungen im
Zusammenhang mit diesen fiir die Gasindustrie im Iran bestimmten Giitern resultieren.

Wie der Rat jedoch feststellt, betreffen diese u. a. in Art. 4 des Beschlusses 2010/413 sowie in den
Art. 8 und 9 der Verordnung Nr. 267/2012 vorgesehenen Beschrankungen jede iranische Einrichtung
und sind deshalb geeignet, die Klagerinnen unabhéngig von der Aufnahme ihrer Namen in die Listen
zu beeintrachtigen. Auflerdem kann die Rechtmifligkeit dieser Bestimmungen nicht im Rahmen der
vorliegenden Klage in Frage gestellt werden, da diese Bestimmungen nicht die Rechtsgrundlage der
angefochtenen Rechtsakte darstellen.

Deshalb ist festzustellen, dass die Behauptung, wonach die angefochtenen Rechtsakte eine Gefahr fiir

die Umwelt sowie fiir die Gesundheit und die Sicherheit der iranischen Arbeiter und Biirger schaffen,
nicht begriindet ist.
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Drittens ist hinsichtlich des Vorsorgegrundsatzes darauf hinzuweisen, dass dieser Grundsatz einen
allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts darstellt, der die betroffenen Behorden verpflichtet, im
genauen Rahmen der Ausiibung der ihnen durch die einschldgige Regelung zugewiesenen Befugnisse
geeignete MafSnahmen zu treffen, um bestimmte potenzielle Risiken fiir die offentliche Gesundheit,
die Sicherheit und die Umwelt auszuschliefSen, indem sie den mit dem Schutz dieser Interessen
verbundenen Erfordernissen Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen einrdumen (vgl. Urteile vom
26. November 2002, Artegodan u. a./Kommission, T-74/00, T-76/00, T-83/00 bis T-85/00, T-132/00,
T-137/00 und T-141/00, Slg, EU:T:2002:283, Rn. 183 und 184, und vom 21. Oktober 2003, Solvay
Pharmaceuticals/Rat, T-392/02, Slg, EU:T:2003:277, Rn. 121 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Wie oben aus den Rn. 98 bis 101 hervorgeht, haben die Klagerinnen jedoch im vorliegenden Fall das
Bestehen moglicher Gefahren fiir die Gesundheit, die Sicherheit oder die Umwelt, die sich aus dem
Einfrieren ihrer Gelder hitten ergeben konnen, nicht dargetan. Somit kann dem Rat nicht vorgeworfen
werden, die Anwendung des Vorsorgegrundsatzes beim Erlass der angefochtenen Rechtsakte nicht in
Betracht gezogen zu haben.

Nach alledem ist der vierte Klagegrund als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum fiinften Klagegrund: fehlende Mitteilung in Bezug auf zwei der Kldgerinnen sowie Verletzung der
Begriindungspflicht, der Verteidigungsrechte und des Rechts auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz

Nach Auffassung der Klagerinnen hat der Rat zahlreiche Verstéfle gegen die Verfahrensrechte, die
Verteidigungsrechte und das Recht auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz ihnen gegeniiber
begangen.

Erstens machen die Kldgerinnen geltend, der Rat habe POMC und PRE die angefochtenen Rechtsakte
nicht individuell bekannt gegeben.

Zweitens stellen die Kldgerinnen fest, der Rat habe seine Entscheidung, gegeniiber ihnen restriktive
Mafsnahmen zu verhdngen, nicht begriindet und habe sie infolgedessen nicht tiber die Grundlage fiir
die Aufnahme ihrer Namen in die Listen informiert. In der Erwiderung stellen sie klar, dass der
angegebene Grund, dem zufolge sie im Eigentum oder unter der Kontrolle von NIOC stiinden, nicht
der in den angefochtenen Rechtsakten gegebenen Begriindung entspreche.

Drittens tragen die Klagerinnen vor, der Rat habe ihnen trotz ihres Antrags nicht die Informationen
und Beweise mitgeteilt, auf die er sich beim Erlass der angefochtenen Rechtsakte gestiitzt habe.
Infolgedessen hitten sie ihr Vorbringen nicht darlegen und sich in zufriedenstellender Weise gegen
die Aufnahme ihrer Namen in die Listen wenden koénnen.

Vorab ist festzustellen, dass die Klagerinnen beim Gericht beantragt haben, das im Rahmen des fiinften
Klagegrundes geltend gemachte verfahrensrechtliche Vorbringen nur insoweit zu priifen, als die ersten
vier Klagegriinde zuriickgewiesen werden sollten. Da dem zweiten Klagegrund hinsichtlich von POMC
und PRE stattgegeben worden ist, ist der fiinfte Klagegrund daher nur insoweit zu priifen, als er PPI
und POSCO (im Folgenden: die ersten beiden Klagerinnen) betrifft. Somit wird das Vorbringen in
Bezug auf die fehlende Mitteilung der angefochtenen Rechtsakte in Bezug auf POMC und PRE im
Rahmen dieses fiinften Klagegrundes nicht gepriift werden.

In erster Linie geht zundchst hinsichtlich der Begriindungspflicht aus der Priifung des ersten
Klagegrundes (vgl. Rn. 27 bis 48) eindeutig hervor, dass die Begriindung der angefochtenen Rechtsakte
ausreichend ist, da sie den ersten beiden Kldgerinnen nicht nur erméglicht hat, die Rechtsgrundlage
dieser Rechtsakte, sondern auch die besonderen und konkreten Griinde zu bestimmen, aus denen der
Rat der Ansicht war, dass gegen sie restriktive MafSnahmen gemaéfS der oben in Rn. 35 angefiihrten
Rechtsprechung verhdngt werden miissten.
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Sodann ist hinsichtlich der Verteidigungsrechte darauf hinzuweisen, dass nach stindiger
Rechtsprechung die Wahrung der Verteidigungsrechte und insbesondere des Rechts auf Anhorung in
jedem Verfahren, das gegen eine Einrichtung eingeleitet wird und zu einer sie beschwerenden
MafSnahme fithren kann, ein fundamentaler Grundsatz des Unionsrechts ist, der auch dann
sichergestellt werden muss, wenn eine Regelung fiir das betreffende Verfahren fehlt (Urteil Bank Melli
Iran/Rat, oben in Rn. 35 angefithrt, EU:T:2009:401, Rn. 91).

Der Grundsatz der Wahrung der Verteidigungsrechte verlangt zum einen, dass der betroffenen
Einrichtung die ihr zur Last gelegten Umstidnde, auf die sich die sie beschwerende MafSnahme stiitzen
soll, mitgeteilt werden. Zum anderen muss sie zu diesen Umstinden sachgerecht Stellung nehmen
konnen (vgl. entsprechend Urteil OMPI I, oben in Rn. 33 angefiihrt, EU:T:2006:384, Rn. 93).

Daher hat die Mitteilung der zur Last gelegten Umsténde bei einem ersten Rechtsakt, durch den die
Gelder einer Einrichtung eingefroren werden, entweder gleichzeitig mit dem Erlass des betreffenden
Rechtsakts oder so frith wie moglich im Anschluss daran zu erfolgen, es sei denn, dem stehen
zwingende Erwdgungen der Sicherheit der Union und ihrer Mitgliedstaaten oder der Gestaltung ihrer
internationalen Beziehungen entgegen. Wenn sie es beantragt, hat die betroffene Einrichtung
auflerdem das Recht, zu diesen Umstidnden Stellung zu nehmen, nachdem der Rechtsakt erlassen
wurde (vgl. entsprechend Urteil OMPI I, oben in Rn. 33 angefiihrt, EU:T:2006:384, Rn. 137).

Dariiber hinaus ist anzumerken, dass der Grundsatz der Wahrung der Verteidigungsrechte, sofern
hinreichend genaue Informationen mitgeteilt wurden, die es der betroffenen Einrichtung erlauben, zu
den ihr vom Rat zur Last gelegten Gesichtspunkten sachdienlich Stellung zu nehmen, den Rat nicht
dazu verpflichtet, von sich aus Zugang zu den in seinen Akten enthaltenen Schriftstiicken zu
gewdhren. Nur auf Antrag des Betroffenen hat der Rat Einsicht in alle nicht vertraulichen
Verwaltungspapiere zu gewidhren, die die in Rede stehende Mafinahme betreffen (vgl. Urteil Bank Melli
Iran/Rat, oben in Rn. 35 angefithrt, EU:T:2009:401, Rn. 97 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Die Effektivitat der gerichtlichen Kontrolle setzt schliefllich voraus, dass die betreffende Unionsbehorde
der betroffenen Einrichtung die Begriindung einer restriktiven MafSnahme so weit wie méglich zu dem
Zeitpunkt, zu dem ihre Aufnahme in die Liste beschlossen wird, oder wenigstens so bald wie moglich
danach mitteilt, um dieser die fristgemafle Wahrnehmung ihres Rechts auf gerichtlichen Rechtsschutz
zu ermoglichen. Die Erfiillung dieser Verpflichtung zur Mitteilung der Begriindung ist namlich sowohl
erforderlich, um es den Adressaten der restriktiven Mafinahmen zu gestatten, ihre Rechte unter den
bestmoglichen Bedingungen zu verteidigen und in Kenntnis aller Umstdnde zu entscheiden, ob es fiir
sie von Nutzen ist, den Unionsrichter anzurufen, als auch, um den Unionsrichter vollstindig in die
Lage zu versetzen, die ihm obliegende Kontrolle der Rechtméfliigkeit des fraglichen Rechtsakts
auszuiiben (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil vom 3. September 2008, Kadi und Al Barakaat
International Foundation/Rat und Kommission, C-402/05 P und C-415/05 P, Slg, EU:C:2008:461,
Rn. 335 bis 337 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall ist erstens hinsichtlich der urspriinglichen Mitteilung der zur Last gelegten
Umstédnde darauf hinzuweisen, dass zum einen den ersten beiden Kldgerinnen die angefochtenen
Rechtsakte mit Schreiben vom 10. Juni 2013 mitgeteilt worden sind und dass zum anderen aus der
Priifung des ersten Klagegrundes sowie oben aus Rn. 110 in Bezug auf die Begriindungspflicht
hervorgeht, dass die angefochtenen Rechtsakte ausreichend begriindet worden sind, da sie den ersten
beiden Klédgerinnen ermoglicht haben, die Griinde zu verstehen, aus denen sie in die Listen
aufgenommen worden sind.

Somit ist festzustellen, dass der Rat die Verteidigungsrechte der ersten beiden Klagerinnen im Hinblick
auf die urspriingliche Mitteilung der zur Last gelegten Umstidnde nicht verletzt hat.
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Zweitens ist hinsichtlich des Zugangs zu den Dokumenten, ohne dass es notwendig ist, zur
Behauptung Stellung zu nehmen, dass der Rat den ersten beiden Klagerinnen die in ihrer
Verfahrensakte enthaltenen Schriftstiicke nicht rechtzeitig ibermittelt habe, festzustellen, dass der Rat
die Verteidigungsrechte dieser Klagerinnen nicht verletzt hat.

Es ist nimlich darauf hinzuweisen, dass die verspitete Ubermittlung eines Dokuments, auf das sich der
Rat zum Erlass oder zur Aufrechterhaltung der restriktiven MafSnahmen gegeniiber einer Einrichtung
gestiitzt hat, nur dann eine Verletzung der Verteidigungsrechte darstellt, die die Nichtigerklarung der
zuvor erlassenen Rechtsakte rechtfertigt, wenn erwiesen ist, dass die betreffenden restriktiven
Mafsnahmen nicht rechtmiflig hitten erlassen oder aufrechterhalten werden koénnen, wenn das
verspitet ibermittelte Dokument als Belastungsbeweis ausgeschlossen werden miisste (Urteil Persia
International Bank/Rat, oben in Rn. 81 angefiihrt, EU:T:2013:398, Rn. 85).

Folglich konnte im vorliegenden Fall selbst dann, wenn der Rat die in der Akte der Klidgerinnen
enthaltenen Schriftstiicke verspétet tbermittelt hdtte, dieser Umstand die Nichtigerklarung der
angefochtenen Rechtsakte nur rechtfertigen, wenn zusitzlich feststiinde, dass der Erlass der
restriktiven MafSinahmen gegeniiber den ersten beiden Klagerinnen nicht durch die diesen rechtzeitig
mitgeteilten Gesichtspunkte, d. h. durch die in den angefochtenen Rechtsakten enthaltenen Griinde,
gerechtfertigt werden konnte.

Zum einen ist jedoch festzustellen, dass die bei der Einreichung der Klagebeantwortung tibermittelten
Dokumente keine neuen, fiir die Verteidigung der ersten beiden Kldgerinnen zweckdienlichen
Informationen enthalten, da sich aus ihnen keine neuen diese betreffenden Gesichtspunkte ergeben.
Zum anderen geht aus der Priifung des zweiten Klagegrundes hervor, dass die in den angefochtenen
Rechtsakten enthaltenen Griinde, wie sie den ersten beiden Kldgerinnen mitgeteilt wurden, ausreichend
waren, um den Erlass der restriktiven MafSnahmen gegeniiber ihnen zu rechtfertigen.

Unter diesen Umstidnden ist die Schlussfolgerung zu ziehen, dass der Rat die Verteidigungsrechte der
ersten beiden Klagerinnen hinsichtlich des Zugangs zu den Dokumenten nicht verletzt hat.

Drittens ist hinsichtlich der Mboglichkeit fiir die ersten beiden Klédgerinnen, ihren Standpunkt
rechtzeitig geltend zu machen, festzustellen, dass diese am 9. August 2013 im Anschluss an den Erlass
der angefochtenen Rechtsakte ein Schreiben an den Rat gerichtet haben, in dem sie ihren Standpunkt
dargelegt und beantragt haben, ihnen die Griinde fiir ihre Aufnahme sowie die in ihrer Akte
enthaltenen Beweise mitzuteilen.

Somit haben die ersten beiden Klégerinnen die Gelegenheit gehabt, ihren Standpunkt rechtzeitig
geltend zu machen, so dass dem Rat nicht vorgeworfen werden kann, insoweit ihre
Verteidigungsrechte verletzt zu haben.

Unter diesen Umstdnden ist das Gericht der Auffassung, dass die ersten beiden Klégerinnen ihre
Rechte haben verteidigen konnen und dass es umfassend in die Lage versetzt worden ist, seine
Rechtmafligkeitskontrolle der angefochtenen Rechtsakte auszuiiben. Die ersten beiden Kldgerinnen
haben somit zu Unrecht dem Rat vorgeworfen, ihr Recht auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz
verletzt zu haben.

Folglich ist der fiinfte Klagegrund als unbegriindet zuriickzuweisen, soweit er die ersten beiden
Klagerinnen betrifft.

Nach alledem ist infolgedessen die Klage abzuweisen, soweit sie PPI und POSCO betrifft, wihrend ihr
hinsichtlich von POMC und PRE stattzugeben ist.
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Zu den zeitlichen Wirkungen der Nichtigerklirung der angefochtenen Rechtsakte, soweit sie
POMC und PRE betreffen

Nach Art. 264 Abs. 2 AEUV kann das Gericht, falls es dies fiir notwendig halt, diejenigen Wirkungen
einer fiir nichtig erklarten Handlung bezeichnen, die als fortgeltend zu betrachten sind. Nach der
Rechtsprechung ermoglicht es diese Bestimmung dem Unionsrichter, tiber den Zeitpunkt des

Wirksamwerdens seiner Nichtigkeitsurteile zu entscheiden (Urteil vom 12. Dezember 2013, Nabipour
u. a./Rat, T-58/12, EU:T:2013:640, Rn. 250 und 251).

Im vorliegenden Fall geht das Gericht aus den nachfolgend dargestellten Griinden davon aus, dass es
notwendig ist, die Wirkungen der angefochtenen Rechtsakte zeitlich bis zum Ablauf der in Art. 56
Abs. 1 der Satzung des Gerichtshofs der Europdischen Union genannten Rechtsmittelfrist oder, wenn
innerhalb dieser Frist ein Rechtsmittel eingelegt worden ist, bis zur Zuriickweisung des Rechtsmittels
aufrechtzuerhalten.

Es ist ndmlich darauf hinzuweisen, dass das von der Islamischen Republik Iran durchgefiihrte
Nuklearprogramm sowohl auf internationaler als auch auf europédischer Ebene eine Quelle fiir starke
Besorgnisse ist. Unter diesen Umstinden hat der Rat schrittweise die Anzahl der restriktiven
Mafsnahmen gegen diesen Staat erweitert, um der Entwicklung von Aktivititen, die den Frieden und
die internationale Sicherheit im Rahmen der Umsetzung der Resolutionen des Sicherheitsrates
gefihrden, ein Hindernis in den Weg zu stellen.

Somit muss das Interesse von POMC und PRE an der sofortigen Wirkung der Nichtigerklarung der
angefochtenen Rechtsakte, soweit diese sie betreffen, mit der dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzung
abgewogen werden, die von der Politik der Union im Bereich der restriktiven Mafinahmen gegen die
Islamische Republik Iran verfolgt wird. Die Anderungen der Wirkungen der Nichtigerklirung einer
restriktiven MafSnahme im Laufe der Zeit kann sich somit durch die Notwendigkeit rechtfertigen, die
Wirksamkeit der restriktiven Mafisnahmen zu gewdhrleisten, und letztlich durch zwingende Griinde
der Sicherheit oder der Gestaltung der internationalen Beziehungen der Union und ihrer
Mitgliedstaaten (vgl. entsprechend zur fehlenden Verpflichtung zur vorherigen Mitteilung an den
Betroffenen betreffend die Griinde fiir die erstmalige Aufnahme seines Namens in die Listen Urteil
vom 21. Dezember 2011, Frankreich/People’s Mojahedin Organization of Iran, C-27/09 P, Slg,
EU:C:2011:853, Rn. 67).

Die Nichtigerklarung der angefochtenen Rechtsakte mit sofortiger Wirkung, soweit sie POMC und
PRE betreffen, wiirde diesen ermdoglichen, ihr gesamtes Vermogen oder einen Teil ihres Vermogens
nach auflerhalb der Union zu schaffen, ohne dass der Rat gegebenenfalls rechtzeitig Art. 266 AEUV
anwenden konnte, um den im vorliegenden Urteil festgestellten Unregelmifligkeiten abzuhelfen, so
dass eine ernste und unumkehrbare Beeintrachtigung der Wirksamkeit des gesamten Einfrierens der
Gelder drohen wiirde, das moglicherweise in Zukunft vom Rat gegeniiber diesen Einrichtungen
veranlasst werden konnte.

Was die Anwendung von Art. 266 AEUV im vorliegenden Fall angeht, ist ndmlich darauf hinzuweisen,
dass sich die Nichtigerklarung der Aufnahme der Namen von POMC und PRE in die Listen durch das
vorliegende Urteil aus dem Umstand ergibt, dass die Griinde fiir diese Aufnahme nicht durch
ausreichende Beweise untermauert wurden (siehe oben, Rn. 77 bis 84). Obwohl es Aufgabe des Rates
ist, iber Mafinahmen zur Durchfithrung dieses Urteils zu entscheiden, wire eine erneute Aufnahme
dieser Namen in die Listen nicht ohne Weiteres ausgeschlossen. Der Rat hat ndmlich im Rahmen
dieser erneuten Priifung die Moglichkeit, diese Namen wieder in die Listen aufzunehmen, indem er
sich auf rechtlich ausreichend gestiitzte Griinde beruft.

Daraus ergibt sich, dass die Wirkungen der angefochtenen Rechtsakte gegeniiber POMC und PRE bis

zum Zeitpunkt des Ablaufs der Rechtsmittelfrist oder, wenn ein Rechtsmittel in dieser Frist eingelegt
worden ist, bis zur Zuriickweisung des Rechtsmittels aufrechterhalten werden miissen.
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Kosten

Nach Art. 87 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der
Kosten zu verurteilen. Nach Art. 87 § 3 der Verfahrensordnung kann das Gericht die Kosten teilen
oder beschliefen, dass jede Partei ihre eigenen Kosten tragt, wenn jede Partei teils obsiegt, teils
unterliegt oder wenn ein auflergewohnlicher Grund gegeben ist.

Unter den Umstédnden des vorliegenden Falles sind jeder Partei ihre eigenen Kosten aufzuerlegen.

Aus diesen Griinden hat

DAS GERICHT (Siebte Kammer)

fir Recht erkannt und entschieden:

1. Fiir nichtig erklirt werden, soweit sie die Petropars Aria Kish Operation and Management
Co. und die Petropars Resources Engineering Kish Co. betreffen:

— der Beschluss 2013/270/GASP des Rates vom 6. Juni 2013 zur Anderung des Beschlusses
2010/413/GASP iiber restriktive Mafinahmen gegen Iran;

— die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 522/2013 des Rates vom 6. Juni 2013 zur
Durchfithrung der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 iiber restriktive Mafinahmen gegen
Iran.

2. Die Wirkungen des Beschlusses 2013/270 und der Verordnung Nr. 522/2013 werden
gegeniiber der Petropars Aria Kish Operation and Management Co. und der Petropars
Resources Engineering Kish Co. bis zum Ablauf der in Art. 56 Abs. 1 der Satzung des
Gerichtshofs der Europdischen Union vorgesehenen Rechtsmittelfrist oder, wenn innerhalb
dieser Frist ein Rechtsmittel eingelegt wird, bis zur Zuriickweisung des Rechtsmittels
aufrechterhalten.

3. Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen.

4. Jede Partei trigt ihre eigenen Kosten.

Jaeger Van der Woude Buttigieg

Verkiindet in offentlicher Sitzung in Luxemburg am 5. Mai 2015.

Unterschriften

20

ECLL:EU:T:2015:255



	Urteil des Gerichts (Siebte Kammer)
	Urteil
	Vorgeschichte des Rechtsstreits
	Verfahren und Anträge der Parteien
	Rechtliche Würdigung
	Zum ersten Klagegrund: fehlende Rechtsgrundlage für die Bezeichnung der Klägerinnen
	Zum zweiten Klagegrund: Beurteilungsfehler
	Zum vierten Klagegrund: Verletzung des Eigentumsrechts, des Rechts auf wirtschaftliche Betätigung, des Grundsatzes des Umweltschutzes sowie der humanitären Werte der Union und auf jeden Fall der Grund
	Zum fünften Klagegrund: fehlende Mitteilung in Bezug auf zwei der Klägerinnen sowie Verletzung der Begründungspflicht, der Verteidigungsrechte und des Rechts auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz

	Zu den zeitlichen Wirkungen der Nichtigerklärung der angefochtenen Rechtsakte, soweit sie POMC und PRE betreffen
	Kosten



